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Vollstreckungserleichterungen durch 
die Mietrechtsreform (Wohnraum) 
Kommt der (Wohnraum-) Mieter mit seinen Mietzahlungen in Verzug, bleibt der 
Vermieter zur Überlassung des Mietgegenstandes verpflichtet. Kündigt er we-
gen Nichtzahlung fristlos, kann er am Ende eines Hauptsacheverfahrens mit 
leeren Händen dastehen, weil die titulierten Ansprüche gegen den Mieter nicht 
mehr durchsetzbar sind. Die Mietrechtsreform bringt Vermietern in dieser Situa-
tion erleichterte Vollstreckungsmöglichkeiten. 

Einleitung/Problemstellung 
Nach einer fristlosen Kündigung wegen Zahlungsverzuges 
des Mieters von Wohnraum besteht für den Vermieter die 
Gefahr, dass der Mieter am Ende eines langen Hauptver-
fahrens in die Insolvenz fällt und der erstrittene Zahlungsti-
tel wirtschaftlich nutzlos ist. Der Vermieter bleibt zur Über-

 

lassung des Mietgegenstandes verpflichtet. Es besteht das 
Risiko, dass Mieter während des laufenden Räumungspro-
zesses den Mietgegenstand beschädigen und der Vermie-
ter keine Ersatzansprüche mehr durchsetzen kann. 
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Neuregelungen 
Die Neuregelungen des Mietrechts durch die voraussicht-
lich zum 01.05.2013 in Kraft tretende Mietrechtsreform 
bringen nun Erleichterungen für den Vermieter von Wohn-
raum: Zur Vermeidung des genannten Risikos kann der 
Vermieter eine Sicherungsanordnung gemäß § 283a ZPO 
erwirken und die Räumung von Wohnraum im einstweiligen 
Rechtsschutz gemäß § 940a ZPO durchsetzen. Darüber 
hinaus ist die sog. "Berliner Räumung" in § 885a ZPO nor-
miert worden.  

Sicherungsanordnung gemäß § 283a ZPO 

Durch die Sicherungsanordnung wird der Mieter verpflichtet, 
für die laufende Miete ab Rechtshängigkeit der Zahlungs-
klage eine Sicherheit zu leisten. Der Antrag bei Gericht 
muss mit einer Zahlungs- und Räumungsklage verbunden 
werden. Die Sicherungsanordnung erfasst sämtliche Geld-
forderungen, die nach Rechtshängigkeit der Klage und vor 
Erlass der Sicherungsanordnung fällig geworden sind. Der 
Gesetzgeber hat folgerichtig im neuen § 272 Abs. 4 ZPO 
geregelt, dass Räumungssachen beschleunigt durchzufüh-
ren sind. 

Voraussetzung für den Erlass der Anordnung ist, dass die 
Zahlungsklage hohe Aussicht auf Erfolg hat. Auf Grundlage 
des Parteivortrags und möglicher Beweisergebnisse muss 
der Richter eine Prognose über den Ausgang des Verfah-
rens stellen. Zur Abwendung besonderer Härten für den 
Mieter kann die Anordnung nur nach einer Abwägung der 
beiderseitigen Interessen ergehen. 

Im Falle des Obsiegens ist der Vermieter berechtigt, sich 
aus der geleisteten Sicherheit zu befriedigen. Aber: Soweit 
sich herausstellt, dass dem Kläger der Anspruch in Höhe 
der Sicherheitsleistung nicht zusteht, hat er dem Beklagten 
einen durch die Sicherheitsleistung entstandenen Schaden 
zu ersetzen. Der Gesetzgeber will durch diese Regelung 
einen Missbrauch der Sicherungsanordnung vermeiden. 

Einstweiliger Rechtsschutz, § 940a ZPO 

Kommt der Mieter der Anordnung der Sicherheitsleistung 
nicht nach, steht dem Vermieter die Möglichkeit offen, eine 
einstweilige Verfügung gemäß § 940a Abs. 3 ZPO – gerich-
tet auf Anordnung der Räumung der Wohnung - zu bean-
tragen. Voraussetzung der Räumungsvollstreckung ist ein 
Räumungstitel gegen die betreffenden Personen. Befinden 
sich Dritte in der Wohnung, die ein Besitzrecht an ihr gel-
tend machen, kann gegen sie nicht vollstreckt werden. 
Häufig haben Mieter dies ausgenutzt um eine Vollstreckung 
zu unterbinden. 

Hiergegen kann sich der Vermieter nur über § 940a ZPO 
schützen. Dieser wird nun um einen Absatz 2 erweitert. 
Liegt danach ein Räumungstitel gegen einen Mieter vor 
und begründen Dritte nach dem Erlass des Titels Besitz an 
der Mietsache, kann die Räumung nach der neuen Rege-
lung nun – vorausgesetzt, der Vermieter hat von dem Be-
sitzerwerb des Dritten erst nach Schluss der mündlichen 
Verhandlung Kenntnis erlangt - durch eine (ergänzende) 
einstweilige Verfügung auch gegen diese Personen ange-
ordnet werden. 

"Berliner Räumung" gemäß § 885a ZPO 

Darüber hinaus eröffnet der neue § 885a ZPO weitere 
Optionen. Ziel der Vorschrift ist es, Räumungsverfahren 
kostengünstiger und effizienter zu gestalten. Als Alternative 
zu einer regulären Räumung wird dem Vermieter eine Opti-
on auf eine bloße Besitzeinräumung eröffnet. Der Vermieter 
muss die Sachen des Mieters in der Wohnung oder ande-
rorts verwahren. Für Sachen, an denen der Vermieter ein 
Pfandrecht hat, kann er die anfallenden Lagerkosten er-
setzt verlangen. Unpfändbare Sachen und Sachen, aus 
denen kein Versteigerungserlös erzielt werden wird, kann 
der Mieter über § 885 a Abs. 5 ZPO sofort heraus verlan-
gen. 

Gemäß § 885a Abs. 2 ZPO hat der Gerichtsvollzieher zu 
dokumentieren, welche Gegenstände er im Mietgegenstand 
vorgefunden hat. § 885a Abs. 4 ZPO räumt dem Vermieter 
das Recht zum Selbsthilfeverkauf ein. 

Praxishinweis 
Im Wohnraummietrecht sind Sicherungsanordnung und 
einstweiliger Rechtsschutz gemäß § 940a ZPO über § 940a 
Abs. 3 ZPO miteinander verknüpft. Gegen den Mieter, der 
der mit einer Räumungsklage verknüpften Sicherungsan-
ordnung nicht Folge leistet, kann eine Räumungsverfügung 
beantragt werden. Diese ist als einstweilige Verfügung 
ausgestaltet und setzt einen "Verfügungsanspruch" und  
einen "Verfügungsgrund" voraus. Verfügungsanspruch ist 
der Anspruch auf Räumung, Verfügungsgrund der Verstoß 
gegen die Sicherungsanordnung. 

Auf die Geschäftsraummiete ist § 940a Abs. 3 ZPO nicht 
anwendbar. Der Vermieter von Geschäftsräumen ist somit 
darauf angewiesen, die Sicherungsanordnung selbst im 
Wege der Parteivollstreckung durchzusetzen.  
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